
Die gegenwärtigen Krisen sind keine vorübergehende Schwächeperiode,  
sondern Teil einer großen Zivilisationskrise, die sich über mehrere Stufen  

aufgebaut hat. Eine Essay-Serie in vier Teilen. 
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Die Bundesregierung hat ihre Wachstumsprognose für das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 
2024 von 1,3% auf 0,2% gesenkt. Das ist eine krasse Senkung. Für eine Regierungsko-

alition, die behauptet, dass sie – und nur sie - die Zukunft Deutschlands repräsentiert, ist es 
eine Bankrott-Erklärung. Ihre Politik der großen Transformation bringt dem Land alles andere 
als einen „New Deal“. Und vor dem Hintergrund des stagnierenden Bruttoinlandsproduktes 
bekommen die rasant steigenden Schulden nun ein viel größeres Gewicht: Zum ersten Mal 
seit Gründung der Bundesrepublik ist ihre finanzielle Solidität wirklich erschüttert.    
Doch die vorherrschende politische Rhetorik tut so, als wäre eine neue Prosperität mit noch 
mehr Geld auf Pump zu kaufen. Zur Beschreibung der Situation werden nur Konjunktur-Wor-
te angeboten. Alles soll im gewohnten Rahmen von „Rezession“ oder „Aufschwung“ bleiben. 
sein. Eine Besserung ist greifbar nah, man muss nur ein bisschen nachhelfen. Die Möglich-
keit, dass Deutschland sich in eine historische Sackgasse manövriert hat, kann so gar nicht die 
Worte finden, um überhaupt zur Sprache zu kommen. Das gilt auch für die ständig wiederhol-
te Redewendung, das Land habe ein Problem mit „zu viel Bürokratie“. Ist das Ziel der der 
„Klima-Neutralität“ etwa ein Bürokratie-Problem? Oh nein, für dies Ziel werden Entschei-
dungen getroffen, die tief in die Produktionsabläufe eingreifen und die Wertschöpfung soweit 
senken, dass viele Betriebe und Arbeitsplätze vor dem Aus stehen. Es geht um Stilllegung von 
Kraftwerken, Verbot von Motoren, von Heizungen, von Herstellungsverfahren, bei denen fos-
sile Energieträger genutzt werden. Ganze Industriezweige, für die es keine praktikablen tech-
nischen Alternativen gibt, werden mit unbezahlbaren Steuern belegt oder gleich zum Abschal-
ten gezwungen. Die offizielle Rhetorik spricht bei dieser gezielten Herstellung einer Notlage, 
die in Deutschland inzwischen unübersehbar ist, immer noch von „Anreizen“, die zum Erfin-
den von etwas „ganz Neuen“ führen würde. Aber viele im Land wissen nicht, wie sie das 
nächste Jahr überstehen sollen. Oder auch nur über den nächsten Monat kommen sollen.  

Eine Zivilisationskrise  

Deutschland ist zu einem Land geworden, indem eine – durchaus beträchtliche - Minderheit 
einer - erheblich größeren - Mehrheit verkündet: Eure Verkehrsmittel sind falsch und Eure 
Heizungen sind falsch. Ihr arbeitet falsch. Ihr esst falsch und Ihr kleidet euch falsch. Ihr habt 
die falschen Reiseziele, hört die falsche Musik und richtig lieben könnt Ihr auch nicht. Kurz-
um: Ihr führt das falsche Leben. Ist es da erstaunlich, wenn in den verschiedensten Bereichen 
Krisen ausbrechen? Wenn es im Land an allen Ecken und Ecken fehlt? Es ist viel von einer 
Regierungskrise die Rede und manche setzen darauf, dass ein rascher Regierungswechsel die 



Dinge zum Guten wenden könnte. Aber das Problem liegt tiefer: Dies Land ist auf einen Kon-
frontationskurs mit der modernen Zivilisation geraten. Dieser Kurswechsel geht nicht auf ei-
nen einsamen Entschluss von ein paar Super-Reichen und Super-Mächtigen. Es gab keine 
plötzliche „Machtergreifung“, sondern einen breiteren und längeren sozialen Prozess. Aber 
dieser Prozess wird nicht von „der Gesellschaft“ als Ganzer getragen, sondern von einem be-
stimmten Sektor der Gesellschaft, der sich aus mehreren Schichten und Milieus zusammen-
setzt. Dieser durchaus beträchtliche und einflussreiche Sektor hat sich von der modernen Zivi-
lisation entfremdet. Von den Knappheiten der realen Welt hat er gar keine Vorstellung mehr. 
Mit wirklicher Arbeit, die wirkliche Knappheiten mildert, hat er keine Erfahrung – weder mit 
ihren Mühen, noch mit der Befriedigung und Würde, die in dieser Arbeitswelt zu finden sind. 
Gegenüber dieser arbeitenden Moderne fühlt sich der „postmoderne“ Sektor zu Höherem be-
rufen. Deshalb nimmt er die Zerstörungen und Opfer, die jetzt im Lande stattfinden, gar nicht 
als solche wahr. Die rasant steigende Verschuldung des Landes ist für ihn kein Problem. In 
diesem Sektor wird einfach von einer „schlechten Vergangenheit“ und einer „ganz neuen Zu-
kunft“ fabuliert. So werden die schlechten Zahlen einfach zum Erlöschen gebracht. In der 
Welt dieses Sektors hängt ist alles eine Frage der richtigen „Erzählungen“. Auf dieser Basis 
wurden in Deutschland Machtpositionen in Staat und Wirtschaft besetzt und Positionen zer-
stört, von denen die Realitätstüchtigkeit dieses Landes abhängt. Deutschland ist ein anderes 
Land geworden.       

Eine kurze Geschichte der Bundesrepublik   

Die Aufgabe ist also, den allmählichen Prozess zu beschreiben, der Deutschland an diesen 
Punkt gebracht hat. Das sollte nicht in dem Sinn verstanden werden, dass es sich nur um ein 
„deutsches Problem“ handelt. In etlichen anderen Ländern der westlichen Welt gibt es ver-
gleichbare Prozesse. Es geht also nicht um einen deutschen „Sonderweg“. Es geht aber auch 
nicht darum, gleich die ganze Moderne zu Grabe zu tragen. Es genügt, von einem bestimmten 
Zeitabschnitt in der Gesamtgeschichte der Moderne zu sprechen. Dieser Zeitabschnitt lässt 
sich in verschiedene Phasen unterteilen: Zunächst entsteht eine zivilisationsferne Parallelwelt, 
dann wird diese Parallelwelt dominant und schlägt in ein Negativprogramm um – in eine Zer-
störung tragender Säulen der modernen Zivilisation. Das aber bedeutet nicht das Ende der Ge-
schichte, denn auf dem negativen Höhepunkt dieser Zivilisationsabkehr, zeigt sich eine fun-
damentale Schwäche des „postmodernen“, „postindustriellen“ und „postkolonialen“ Sektors. 
Ihm fehlt es an Zugriff auf die Realität. Das Verdrängte erweist sich als unersetzlich und kehrt 
zurück. Doch der Reihe nach: Vor der eigentlichen Krisengeschichte muss eine gelungene 
Phase der deutschen Geschichte nach dem zweiten Weltkrieg beschrieben werden, die immer-
hin drei Jahrzehnte dauerte. 

Das 1. Kapitel: Ein industrielles Land und eine ziemlich krisenfeste Demokratie  

Die 30 Jahre vom Ende der 1940er Jahre bis zum Ende der 1970er waren durch eine Prosperi-
tät geprägt, die sowohl Wohlstandsgewinne als auch eine Senkung der Schuldenquote ermög-
lichte. Dabei handelte es sich nicht nur um eine Phase des „Wiederaufbaus“ nach dem 2.Welt-
krieg und auch nicht nur um das Ergebnis eines „Förderprogramms“ mit Dollar-Milliarden 
(Marshall-Plan“). Die eigentliche Grundlage war ein industrieller Produktivitätssprung, wie er 
in der Geschichte nur selten auftritt. Große, langlebige Konsumgüter wurden erstmals in gro-
ßer Serie kostengünstig herstellbar (Haushaltselektronik, Automobile, Medien, Ton- und Bild-



träger, Eigenheime). Hohe Unternehmens-Investitionen ins Betriebskapital, die Zunahme und 
Verbesserung der Arbeitsplätze, staatliche Investitionen zur Erweiterung der technischen In-
frastruktur (der Energie- und Verkehrsträger) und des Standort-Angebots in Stadt und Land 
gingen sichtlich Hand in Hand. Das begünstigte sozialpartnerschaftliche Lösungen. Das war 
auch die Grundlage, auf der die SPD mit dem Godesberger Programm (1959) ihren Frieden 
mit dem Kapital schließen konnte.       
In dieser Phase erreichte die Zahl der Industriebeschäftigten ihren historischen Höhepunkt. 
Sofern man von einer Mitte der Gesellschaft sprechen konnte, wurde sie von den Facharbei-
tern geprägt. Dazu gehörte auch das hohe Ansehen der dualen Berufsausbildung im Bildungs-
system. Der Anteil der höheren Bildungsabschlüsse stieg zwar ab Mitte der 1960er Jahre an, 
aber er war noch nicht sozial maßgebend. In der deutschen Gesellschaft dieser Jahre war nicht 
der „Aufstieg“ in höhere Bildungs- und Berufskarrieren das Maß aller Dinge, sondern eine 
Lebensleistung als Facharbeiter oder Fachangestellter galt schon als wertvoll und würdig. An 
den Hochschulen spielten die wissenschaftlich-praktischen Fächer eine starke Rolle. In dieser 
Zeit wuchs auch eine Nachfolgegeneration heran, die noch bis in die 1990er und 2000er Jahre 
hinein die Exporterfolge des Automobilbaus, des Maschinenbaus oder der Chemieindustrie 
sicherte.   
Man könnte einwenden, dass in diese Phase doch schon die „68er“ auftauchen und in Politik 
und Kultur mancherlei „Revolutionen“ ausgerufen wurden. Aber ihr Einfluss in Wirtschaft 
und Staat war gering. Auch die Massenmedien spielten noch nicht die Rolle einer 4. Gewalt 
von eigenen Gnaden. Angesichts von Bedrohungen erwies sich die Republik als wehrhaft und 
klug. Kernenergie und Wehrdienst wurden von starken Mehrheiten gestützt. Dem Druck des 
RAF-Terrors wurde nicht nachgegeben. Auch der NATO-Nachrüstungsbeschluss wurde von 
einer standhaften Bevölkerungsmehrheit getragen. Es ist also nicht die völlige Abwesenheit 
von Krisen, die diese ersten 30 Jahre der Bundesrepublik auszeichnet, sondern die Fähigkeit 
zur wehrhaften Reaktion und auch zur Anpassung an Veränderungen.   

Das 2. Kapitel: Eine postindustrielle und postmoderne Parallelwelt bildet sich 

Wenn man eine zweite Phase der Entwicklung Deutschlands wiederum mit 30 Jahren ansetzt, 
würde diese vom Ende der 1970er Jahre bis zum Ende der 2000er Jahre reichen. In dieser Zeit 
fand tatsächlich ein erheblicher Wandel statt. Neben der Welt, die noch fortbestand und sich – 
nun langsamer – weiterentwickelte, bildete sich ein Sektor heraus, der durch seine Größe und 
Stellung eine eigene Welt mit eigener Legitimation bilden konnte. Dabei spielten drei Berei-
che, die zunehmend miteinander verknüpft waren, eine Schlüsselrolle: Erstens die Dienst-
leistungen, die stark wuchsen, wobei die gehobenen, mit der Beratung und Leitung von Men-
schen befassten Tätigkeiten eine Schlüsselrolle spielten. Zweitens die Wissenschaft und, 
damit verbunden, die höheren Bildungsgänge. Deren Anteil an einem Bildungsjahrgang über-
schritt In Deutschland die 50 Prozent-Marke und nähert sich heute den 60 Prozent. Bei die-
sem Wissenschafts-Wachstum dominierten nicht die anwendungsbezogenen, technisch-harten 
Fächer, sondern die theoretischen, kommunikativ-weichen Fächer. Drittens die Kultur, wo-
mit ein sehr weitläufiger und diffus schillernder Bereich besetzt wurde. Die neue Konjunktur 
des Kulturellen beruhte nicht auf einer ganz neuen Kunstepoche, sondern auf einer stärkeren 
Betonung von Stil und Lebensstil.  
Neben die Aufmerksamkeit für die Effizienz der Herstellung und den Gebrauchswert von Gü-
tern trat nun stärker die Aufmerksamkeit für die Schönheit, Erhabenheit oder Frivolität eines 
Gegenstandes, eines Ortes, einer Situation. Das wurde nicht nur in der Zunahme von Thea-



tern, Konzerthäusern und Museen sichtbar, sondern auch im Straßenbild in Schaufenstern, in 
Fassaden, in Märkten und Cafes. Das war durchaus ein Gewinn. Manche vorschnelle, platte 
„Modernisierung“ wurde revidiert und aufgebrochen. Man denke nur an die Rehabilitierung 
des baulichen Erbes in Stadt und Land. Und diese Rehabilitierung war Teil einer Verfeinerung 
und Differenzierung unterschiedlicher Lebensformen. Das war eine Bereicherung der moder-
nen Zivilisation, und daran hatten auch die wachsenden Bereiche der Dienstleistungen und 
der Wissenschaft ihren Anteil. So wehte in dieser zweiten Phase der Geschichte durchaus ein 
gewisser Zauber und eine Leichtigkeit durchs Land, zumindest in den 1980er Jahren und dem 
Beginn der 1990er Jahre.    

Selbstabschließung in einer eigenen Welt  

Allerdings gab es von Anfang an einen Konstruktionsfehler dieser Leichtigkeit. Sie wurde 
von einem bestimmten sozialen Sektor, der in dieser Zeit rasch wuchs, besetzt und als Ge-
genwelt zur industriellen Welt verstanden. Sie wurde deshalb auch mit einer Abwertung der 
ersten Phase der Bundesrepublik verbunden. Das war keineswegs gerecht und notwendig, 
denn die industrielle Welt der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war nicht eine totalitäre 
Gleichschritt-Welt (siehe Orwells „1984“), sondern hatte längst ihre Spielräume, ihre Locke-
rungen, ihren „Swing“ hervorgebracht. Diese Entwicklungslinie der modernen Zivilisation 
hätte man also fortsetzen können. Auch in Deutschland. 
Aber ein zunehmender Teil der Bevölkerung kannte die Industrie nur noch vom Hörensagen 
und brachte auch kein größeres Interesse für diese Welt auf. Das Wachstum des industriefer-
nen Sektors hatte jene kritische Schwelle überschritten, jenseits der es möglich wird, sich in 
einer Binnenwelt weitgehend abzuschließen. Dazu trug auch die zunehmende Digitalisierung 
bei. Gewiss kann die Digitalisierung hilfreich sein, wenn sie in bestehende Arbeitsprozesse 
eingefügt wird. Aber wenn es eine Tendenz zur Selbstabschließung gibt, kann die Digitalisie-
rung auch eine geschlossene Binnenwelt suggerieren. Genau das geschah, als im Namen der 
Digitalisierung eine ganz neue Industriewelt (Industrie 2.0, 3.0, 4.0…) oder eine ganz eigene 
„erweiterte Realität“ („augmented Reality“) ausgerufen wurde.  
Die Tendenz zur Selbstabschließung ist nicht von der Digitalisierung erfunden worden, son-
dern schon in den 1980er Jahren. Hier, am Beginn der zweiten Entwicklungsphase der Bun-
desrepublik wurde der Beginn einer neuen „postindustriellen“ und „postmodernen“ Ära ver-
kündet. In der Politik wurde von einer „Neuen Mitte“ gesprochen, von „New Labour“ oder 
auch von einer „Neuen Urbanität“. Nicht mehr der Facharbeiter sollte die Mitte sein, sondern 
eine gehobene Mittelklasse, besserwissend, besserverdienend und in den großen Städten bes-
tens ausgestattet mit Sozial-, Bildungs- und Kultur-Einrichtungen. Sie verstand sich immer 
mehr als tonangebend für das ganze Land – oder sie wähnte sich als „Weltbürger“ in ganz an-
deren Sphären. Man blickte wie gebannt auf die „Weltstädte“ und glaubte, dass sie bald die 
territorial verfassten Nationalstaaten zweitrangig machen würden.  

Die Parallelwelt treibt ganze Länder in eine Schieflage  

Dass die Bereiche der Dienstleistungen, der Wissenschaft und der Kultur in vielen modernen 
Ländern schneller wuchsen als die Industrie, war schon in den 1960er und 1970er Jahren 
sichtbar geworden. Aber zunächst gingen Beobachter ganz unterschiedlicher Couleur (wie 
Jean Fourastie, Daniel Bell oder Helmut Schelsky) noch davon aus, dass dies Wachstum nur 
vorstellbar war, wenn es eine hohe industrielle Produktivität gab. Diese Proportionalität war 



das Band, das die Ausdehnung von Dienstleistungen, Wissenschaft und Kultur noch mit der 
Entwicklung der Industrie verkoppelte. Doch dies Band wurde im Laufe der zweiten Phase 
immer schwächer und zerriss schließlich in immer mehr Ländern. Eine Entkopplung fand 
statt. Die Wortbildung mit „post“ zeugt davon. Und diese Entkopplung wurde zu einer folgen-
reichen Realität.  
In vielen Ländern wies die volkswirtschaftliche Gesamtbilanz immer kleinere Produktivitäts-
Fortschritte auf. Hier zeigte sich, dass der Sektor für sich genommen auf schwachen Füßen 
stand und die industriellen Überschüsse nicht mehr für eine Querfinanzierung reichten. So 
wurde die Schuldenlast wieder größer. Die Schuldenquote (das Verhältnis von Schulden-
wachstum und Produktivitätswachstum), die in der ersten Phase kontinuierlich gesenkt wor-
den war, stieg in der zweiten Phase wieder an. Zu Beginn der 2000er kam es zu einer heftigen 
Krise der Digital-Ökonomie, weil sie ihr hochfliegendes Produktivitäts-Versprechen nicht hal-
ten konnte. 2009 kam dann in verschiedenen Ländern eine große Schuldenkrise. Spätestens an 
diesem Punkt war nicht mehr zu übersehen, dass „der Westen“ – mit den USA als Führungs-
macht – etwas Wesentliches verloren hatten. Er war nicht mehr der der Ort, der früher durch 
die Kraft seiner Industrie und die Ausstrahlung seiner Zivilisation ein so faszinierendes Vor-
bild gewesen war.    
In Deutschland waren Politik und Öffentlichkeit zu Beginn der 2000er Jahre noch in der 
Lage, die Bedrohung des Industriestandortes Deutschland ernst zu nehmen und sich auf die 
„Agenda 2010“ zu einigen. Das zeigte, dass hierzulande die industrielle Moderne noch eine 
recht starke Position hatte. Auch in den USA wäre denkbar gewesen, dass es an diesem Punkt 
zu einer Rückbesinnung auf alte Stärken gekommen wäre.   
Aber so ist es nicht gekommen. Die Zivilisationskrise entwickelte sich weiter. Bestand sie in 
der Phase zwischen Ende der 1970er Jahre und Ende der 2000er Jahre in der Abkopplung und 
Ausdehnung einer Parallelwelt, so wurde diese Parallelwelt in der folgenden Phase dominant 
und schlug in vielen Ländern in zerstörerische Angriffe auf elementare Errungenschaften der 
Moderne um. Die Deindustrialisierung des Westens radikalisierte sich. So auch in Deutsch-
land, mit Verspätung, aber dann mit besonderer Heftigkeit. Damit sind wir bei den Zuständen, 
die in diesem Beitrag eingangs kurz beschrieben wurden. Und wir sind bei der Frage, wie eine 
Phase beschaffen sein könnte, in der dies Land aus seiner so tief eingefressenen Krise heraus-
findet.    

◊◊◊ 

(Wie Deutschland ein anderes Land wurde, Teil II) 

Die Parallelwelt wird zur zerstöreri-
schen Alleinherrschaft 



Zu Beginn dieses Artikels wurde dargestellt, wie sich die Bundesrepublik nach dem 2. 
Weltkrieg zunächst 30 Jahre industrieller Prosperität und krisenfester Demokratie erar-

beitet hat (vom Ende der 1940er Jahre bis Ende zum 1970er Jahre). Deutschland wurde ein 
modernes Land, in dem Produktivität und freiheitliche Demokratie geachtet wurden. Gegen-
über Heilsbotschaften herrschte eine gesunde Skepsis, und man war sich auch seiner begrenz-
ten Möglichkeiten als mittelgroßes Land bewusst. Doch dann begann jener längere Prozess, 
an dessen Ende Deutschland ein fundamental anderes Land wurde. Die erste Phase dieses 
Prozesses wurde schon skizziert: In den dreißig Jahren vom Ende der 1970er Jahre bis zum 
Ende der 2000er Jahre bildete sich neben der bisherigen Bundesrepublik eine Parallelwelt aus. 
Noch kippte nicht das ganze Land, aber ein größerer Sektor der Gesellschaft – der sich vor-
nehmlich aus den Bereichen der Dienstleistungen, der Wissenschaften und der Künste rekru-
tierte – verselbständigte sich. Er koppelte sich in seinem Wachstum von der industriellen 
Wertschöpfung ab, und er bildete auch eine eigene Öffentlichkeit aus, in der „weiche Fakto-
ren“ („soft power“) die Hauptrolle spielten und die tätige Auseinandersetzung mit den harten 
Widrigkeiten dieser Welt immer weniger Wertschätzung fand. Doch damit war das Ende des 
Verwandlungsprozesses noch nicht erreicht. Deutschland trat in eine zweite Phase fundamen-
taler Veränderungen ein. Wenn man im Zeitrhythmus von 30 Jahren bleibt, hat diese Phase am 
Ende der 2000er Jahre begonnen und könnte bis zum Ende der 2030er Jahre dauern. Damit 
sind wir bei den heutigen deutschen Zuständen angelangt.  

Kapitel 3: Die Parallelwelt ergreift die Macht und wird zerstörerisch  

Im Vergleich zur vorhergehenden Phase treten zwei wesentliche Veränderungen hervor. Ers-
tens wird das, was die moderne Zivilisation bisher ausmachte und was noch immer die Arbeit 
und das Leben der Mehrheit prägt, nun ausdrücklich als Fehlentwicklung und „ohne Zukunft“ 
dargestellt. Das, was bisher nur eine Parallelwelt war, drängt nun zur Alleinherrschaft. Zwei-
tens hat diese „neue Welt“ gar kein positives Programm mehr zu bieten. Sie ist nun ganz und 
gar ein Negativprogramm. Das Eigene wird nicht mehr positiv entwickelt und der Beweis er-
bracht, dass es die Gesamtheit des Landes tragen kann. Nein, es geht nur noch darum, die 
modernen Grundlagen von Wirtschaft und Staat, die das Land sich nach dem 2. Weltkrieg er-
arbeitet hatte, zu entwerten und zu beseitigen. Man belastet die Betriebe und Infrastrukturen 
mit unbezahlbaren Abgaben oder unerfüllbaren Auflagen. Oder man setzt sie ganz direkt au-
ßer Betrieb. Die bisher noch verbliebene Kontinuität zu den ersten 30 Jahren der Bundesrepu-
blik wird nun wirklich abgebrochen. So wird bewusst und aktiv eine Notlage hergestellt. Das 
soll die neue Normallage sein, an die die Bevölkerung gewöhnt werden soll.  

Die Politik der „Wenden“  

Solange der oben beschriebene Sektor nur eine Parallelwelt darstellte, konnte man noch von 
einem Nebeneinander unterschiedlicher Daseinsformen und politischer Strömungen sprechen. 
Der Sektor dehnte sich aus, er eroberte Positionen in Staat und Wirtschaft, aber er konnte 
noch nicht andere politische, wirtschaftliche, technische, kulturelle Existenzen und Interessen 
verdrängen und vernichten. Doch in der Phase, die Ende 2000er Jahre anbricht, geht es um die 
politische und soziale Alleinherrschaft dieses Sektors. Dieser Anspruch auf Alleinherrschaft 
ist im Begriff der „Wende“ enthalten, der nun zum Oberbegriff für alle politischen, wirtschaft-
lichen und technischen Veränderungen wurde. Denn „Wende“ meint ja nicht eine graduelle 
Veränderung, die Kontinuitäten wahrt und durch neue Elemente ergänzt – dafür gibt es den 



Begriff „Reform“. Das Wort „Wende“ wird dort gebraucht, wo Kontinuitäten gebrochen wer-
den sollen. Das muss man immer bedenken, wenn von „Agrarwende“, „Verkehrswende“, 
„Energiewende“, „Bildungswende“ oder gar „Zeitenwende“ die Rede ist. 

Von der „Autowende“ ist nur eine Negativ-Agenda geblieben  

Das Beispiel der Autoindustrie zeigt, wie bei diesen Wenden dann mehr und mehr die Nega-
tivseite – das „Weg mit!“ – in den Vordergrund trat. Von dem Versprechen einer ganz neuen 
„elektrifizierten“ Automobilära ist nur das Ausstiegsprogramm geblieben: Das Ende des Au-
tomobils mit Verbrennungsmotor ist beschlossene Sache. Das große E-Mobil-Versprechen hat 
sich als unbezahlbar erwiesen. Und auch als umweltschädlich. Seit viele Subventionen, die 
die E-Mobilität versüßen sollten, gestrichen wurden, sind die Verkaufszahlen radikal rückläu-
fig. Diese „Innovation“ ist also an technischen Realitäten gescheitert. Nun regiert das ersatz-
lose, kalte „Weg mit!“. Millionen von Menschen verlieren ihr Fahrzeug. Das Automobil als 
Massenverkehrsmittel wird abgeschafft. Und das schlägt auch auf die Siedlungsstruktur 
durch: Viele Wohn- und Arbeitsstandorte außerhalb der Städte sind nur noch mit extremem 
Aufwand erreichbar. Eine flächendeckende Voll-Versorgung mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
wäre der blanke Wahnsinn - ein riesige Verschwendung von Material, Energie, Arbeit und 
Geld.    

Katastrophenszenarien und Feindbilder  

Eine Zeitlang sah es so aus, als würde der Wettstreit im Lande darum gehen, wie man das 
Gute durch etwas Besseres ersetzen kann. Aber in der Phase, die Ende der 2000er Jahre be-
gann, bekam eine Negativ-Logik die Oberhand. Das zeigte sich nicht nur im Ausstieg aus be-
währten Technologien, sondern auch in der Begründung dieses Abbruchs: Die sogenannte 
„CO2-Strategie“ wird nicht mehr damit begründet, dass die alternativen Energieträger so 
wunderbar funktionieren, sondern mit einer finsteren Drohung: Eine Überhitzung des Plane-
ten wird unumkehrbar stattfinden, wenn nicht in kürzester Zeit die CO2-Emissionen ohne 
Rücksicht auf Verluste zurückgefahren werden. So ist auch die öffentliche Rede über die En-
ergiewende immer mehr zur Drohrede geworden. Jedes ungewöhnliche Wetterereignis wird 
als Zeichen einer nahenden Klimakatastrophe gelesen. Und es gibt auch eine „ökonomische“ 
Rechnung ex negativo: Es lohnt sich, Sachwerte in Billionen-Höhe zu vernichten, weil an-
sonsten noch größere Opfer (durch Umwelt-Katastrophen) ins Haus stehen. Den positiven 
Beweis, dass die CO2-Strategie wirklich die Umwelt-Schäden in Deutschland senkt, hat al-
lerdings noch niemand erbracht. Die positive Wirksamkeit dieser Strategie ist also hochspeku-
lativ, während die Opfer dieses Programms sehr real sind. Sie schneiden tief in Arbeit und 
Leben von Millionen ein. Und diese Opfer müssen sofort erbracht werden. Man kann von ei-
ner aktiven Herbeiführung einer Notlage sprechen. Das ist im Laufe der Jahre 2022 und 2023 
drastisch klargeworden. Seitdem gibt es eine spürbare Bedrückung und einen spürbaren Zorn 
im Land.   

Deutschland im Notstands-Modus?  

Am 24.3.2021 hat der erste Senat des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ein Urteil zum 
Klimaschutzgesetz gefällt. Dort wurde nicht nur ein bestimmtes Welt-Temperatur-Ziel für 
„verfassungsrechtlich maßgeblich“ erklärt, sondern auch die CO2-Stategie in den Rang eines 



Verfassungsgebots erhoben: der Ausstieg aus allen Produktionsverfahren, Kraftwerken, Hei-
zungen, Verkehrsmitteln, bei denen es zur Verbrennung von fossilen Energieträgern kommt. 
Die Grundlogik des Urteils ist negativ: Der Zentralbegriff lautet „Freiheitsbeschränkungen“ – 
im Namen des „Klimaziels“ werden elementare Verfassungsrechte wie zum Beispiel die Ge-
werbe- und Berufsfreiheit eingeschränkt. Seltsame Verfassungsrichter: In ihrem Urteil geht es 
nur noch darum, wie Freiheitsbeschränkungen zeitlich zu verteilen sind. Die folgende Passage 
bringt das deutlich zum Ausdruck: „Die Freiheitsbeschränkungen fallen darum milder aus, je 
mehr Zeit für eine solche Umstellung auf CO2-freie Alternativen bleibt, je früher diese initi-
iert wird und je weiter das allgemeine CO2-Emissionsniveau bereits gesenkt ist. Muss sich 
eine von CO2-intensiver Lebensweise geprägte Gesellschaft hingegen in kürzester Zeit auf 
klimaneutrales Verhalten umstellen, dürften die Freiheitsbeschränkungen enorm sein.“ (zitiert 
aus der FAZ vom 5.5.2021) Das BVerfG erklärt also ein möglichst frühes Einsetzen der Frei-
heitsbeschränkungen zum Verfassungsgebot. Die Wortwahl ist beschönigend: Es ist von Be-
schränkungen die Rede, die „milder ausfallen“, wenn „die Initiierung der Umstellung“ mög-
lichst früh erfolgt. Eine ernsthafte Überprüfung der Frage, ob der Stand der Technik so ist, 
dass eine Umstellung auf gleichwertigen Ersatz überhaupt möglich ist, gibt es nicht. Stattdes-
sen ist von einer „CO2-intensiven Lebensweise“ der Gesellschaft die Rede, als handele es 
sich bloß um eine Lebensstil-Frage.   

Ein Ausnahmezustand auf unbestimmte Zeit 

Das Karlsruher Klima-Urteil vom 24.3.2021 muss in sehr viel ernsteren Begriffen charakteri-
siert werden. Es legitimiert schwere Eingriffe in Verfassungsrechte, die man als Zwangsbe-
wirtschaftung bezeichnen kann. Auch eine Zwangsverschuldung ist im Spiel, wenn man be-
denkt, dass in Deutschland und EU-Europa dreistellige Milliarden-Beträge außerhalb der re-
gulären staatlichen Haushaltsführung für die „Klimarettung“ eingesetzt werden. Zur Legiti-
mierung dieses dem Lande auferlegten Zwanges wird im Grunde eine Art „Klima-Notstand“ 
behauptet. Und dieser Notstand ist eigentlich unbefristet, denn für die Wirksamkeit der Maß-
nahmen gibt es keinen eingrenzbaren Zeitrahmen. Die „Klimarettung“ läuft also auf einen 
endlosen Spannungszustand hinaus. Und für diesen neuen Dauerzustand stände Deutschland 
nur mit einem eingeschränkten Grundgesetz da. Es würde ständig im Ausnahmezustand re-
giert. Und dieser Notstand wurde nicht in einem ordentlichen rechtsstaatlichen Verfahren, un-
ter maßgeblicher Beteiligung der Legislative (Bundestag und Bundesrat), festgestellt – son-
dern nur durch die Judikative, durch.ein Gerichtsurteil.  

Aus lösbaren Problemen sind endlose Krisen geworden  

Das Klimaurteil des BVerfG ist ein gefährlicher Präzedenzfall. Denn hier wird im Namen ei-
ner Einzel-Krise eine Negativlösung (CO2-Strategie) über die Gesamtheit von Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft verhängt. Und es gibt weitere, ähnlich absolute Notlagen, die absolute 
„Rettungsmaßnahmen“ erfordern, die nicht mehr mit anderen Rechtsgütern abzuwägen sind. 
Das ist das neue Charakteristikum der Entwicklungsphase, die seit dem Ende der 2000er Jahre 
begonnen hat und in deren Bann Deutschland immer mehr steht. Ein frühes Beispiel ist das 
Tsunami-Unglück im fernen Japan (Fukushima), dessen Bild-Gewalt hierzulande einen so 
starken Eindruck hinterließ, dass man sogleich den Ausstieg aus der Kernenergie beschloss. 
Heute erweist sich dieser Beschluss als törichter Kurzschluss. Ein zweites frühes Beispiel ist 
die Schuldenkrise, die in Deutschland als Aufgabe der „Eurorettung“ dargestellt wurde. Bis 



heute ist diese Schuldenkrise, die viele Länder erfasste, nicht durch eine realwirtschaftliche 
Verbesserung der Wertschöpfung gelöst, sondern nur durch eine Politik des billigen Geldes 
überdeckt. Diese Politik wurde vor allem durch die Europäische Zentralbank (EZB) mit der 
radikalen Devise „Whatever it takes“ (Mario Draghi 2012) betrieben. Nur vor dem Hinter-
grund dieser Politik des billigen Geldes sind dann die leichtinnigen Entscheidungen getroffen 
worden, die die Belastungen von Wirtschaft und Staat in Deutschland und anderen Ländern 
signifikant erhöhten.     

Massenmigration und „Weltschuld“  

Die Migrationskrise fing mit einzelnen Grenzüberschreitungen an, die schon den Druck erah-
nen ließen, den Entwicklungskrisen erzeugen können, wenn sie sich in Migrationsbewegun-
gen verwandeln. Die Entwicklungskrisen sind eigentlich innere Fehlentwicklungen von Län-
dern, in unserer Zeit besonders in Teilen Afrikas und des Nahen oder Mittleren Ostens. Sie 
können nur durch innere Veränderungen in diesen Ländern behoben werden. Die Entladung in 
Migrationsbewegungen, bedeutete eine Internationalisierung der Entwicklungskrisen – also 
keine Lösung, sondern nur eine Verschiebung. So geschah es 2015. Indem Europa und beson-
ders Deutschland dem nachgab, trug es dazu bei, die eigentlichen Krisen unlösbar zu machen. 
Doch man schwor hoch und heilig, dass sich 2015 „nicht wiederholen“ würde. Und nun be-
findet sich Deutschland mitten in einer noch größeren Immigrationswelle – und schwimmt 
darin genauso hilflos wie 2015. Nichts ist geschehen, um die Entladung von Entwicklungskri-
sen in Migrationskrisen durch staatliche Souveränität und Wehrhaftigkeit zu verhindern. Es 
wurde eine entwurzelte Bevölkerung ins Land gelassen. Sie wurde den Bürgern in Städten 
und Landkreisen vor die Tür geschaufelt. Mehr noch: Auf diesem Boden ist inzwischen eine 
Schuld-Erzählung gewachsen. Diese Erzählung läuft darauf hinaus, dass Deutschland und an-
dere weiter entwickelte Länder (bis hin zu Israel) an den Entwicklungskrisen in Afrika oder 
dem Nahen und Mittleren Osten „schuldig“ sein sollen. So versteht sich eine wachsende Zahl 
von Migranten nun als die gerechten Eintreiber dieser Schulden. Auch hier ist also eine Nega-
tiv-Agenda zur Herrschaft gekommen: Der in Deutschland aufgebaute Wohlstand wurde zur 
„Weltschuld“ umgewertet.    

Und nun ein großer Krieg?  

Die Entwicklung in der Ukraine mit ihren immensen Opfern und der ganz akuten Gefahr einer 
neuen Eskalation führt dazu, dass eine wachsende Zahl von Menschen sich fragt: Wie sollen 
wir aus diesem Kriegszustand je wieder herausfinden? Wie sind wir überhaupt in diese Situa-
tion hineingeraten? Als die Ukrainer Anfang der 1990er Jahre mit großer Mehrheit für die 
Unabhängigkeit ihres Landes stimmten, hatten sie keineswegs eine Ukraine zum Ziel, die das 
starke und wertvolle russische Element aus dem Land ausschloss und die gewachsenen Ver-
bindungen mit Russland zerschnitt. Auch hätten viele der Menschen, die Anfang der 2010er 
Jahre auf dem Majdan demonstrierten, einer blutigen Unterwerfung der östlichen Landesteile 
damals wohl nicht zugestimmt. Man kann es auch prinzipieller sagen: Eigentlich ist doch klar, 
dass Kiew mit der Hypothek einer gewaltsamen Unterwerfung des Donbass nicht glücklich 
werden kann. Ebenso wenig kann Moskau mit der Hypothek einer Annektierung der Ukraine 
glücklich werden. Doch hat die Ukraine-Krise eine sehr merkwürdige und sehr gefährliche 
Eigendynamik bekommen. Sie wird inzwischen mit extremen Feindbildern und medialen 
Schreckens-Inszenierungen geführt. Und zugleich werden die luftigsten Illusionen über einen 



Krieg, der klinisch sauber mit Fernwaffen und künstlicher Intelligenz gewonnen werden 
könnte, in die Welt gesetzt. Auf dieser Basis scheint hier „der Westen“ noch einmal angetreten 
zu sein, um einen großen Krieg zu gewinnen. Eigentlich ist der Versuch, auf diese Weise die 
Führungsrolle in der Welt zurückzugewinnen, ein historischer Rückfall, ein Anachronismus. 
Im Laufe des 20. Jahrhunderts hat sich die Vorstellung, in der Ära der Moderne liefe alles 
immer wieder auf den Kampf um ein Monopol der Weltführung hinaus, stark relativiert. Die 
heutige Welt hat sich Schritt für Schritt in Richtung auf eine multipolare Weltordnung bewegt. 
Allerdings gibt es neben dieser Entwicklung auch verschiedene „große Erzählungen“, die 
globale Machtansprüche begründen sollen. Dazu gehört auch die Erzählung, dass mit den Er-
eignissen von 1989 „der Westen“ einen Sieg mit globaler Wirkung errungen habe. Mit dieser 
Deutung war es nur ein kleiner Schritt, um aus „1989“ die Ermächtigung abzuleiten, nun von 
außen in den verschiedensten Krisenländern zu intervenieren und einen „Regime change“ und 
ein „nation building“ ins Werk zu setzen. Die Ergebnisse dieser Politik sind ernüchternd. Für 
die betroffenen Länder waren sie oft verheerend. Mit dem (ersatzlosen) Sturz etablierter 
Mächte wurden Länder in ein unregierbares Chaos gestürzt. So ist die Außenpolitik westlicher 
Länder in einer schlechten Unentschiedenheit befangen: Man sagt einerseits, dass die Zeiten 
des ferngesteuerten „Regime change“ vorbei sind (nach dem Scheitern in Afghanistan). Und 
gleichzeitig scheint der Westen in der Ukraine noch einmal zu einem großen „Roll Back“ an-
treten zu wollen.    

Die zerstörerische Macht der „Erzählungen“ (1)  

Zur Eigenart der Ukraine-Krise gehört, dass hier eine sehr große Negativ-Erzählung im Spiel 
ist. In dieser Erzählung wird „Putins Russland“ nicht nur unterstellt, dass er die ganze Ukraine 
annektieren will, sondern auch, dass Russlands Soldaten nach der erfolgten Einverleibung der 
Ukraine gleich weiter nach Westen marschieren würden. „Russland führt einen Krieg in Eu-
ropa“ lautet eine hierzulande häufig gebrauchte Formel. Diese Entgrenzung des Krieges hat 
mit dem tatsächlichen Frontverlauf nichts zu tun, aber Erzählungen bewegen sich in der sehr 
dehnbaren Sphäre der Zeichen und Bedeutungen. In dieser Sphäre kann „Putin“ zu dämoni-
scher Größe wachsen. Und eine zweite Dämonisierung ist viel fundamentaler und gefährli-
cher: die Dämonisierung Russlands. In Deutschland ist es gängige Münze, Russland als „im-
perialistische Macht“ zu charakterisieren. Das aber würde bedeuten: Es gehört zum inneren 
Wesen Russlands, nach gewaltsamer Eroberung zu streben. Es kann gar nicht anders als sein 
Heil in einer gewaltsamen Expansion zu suchen. Ein so fundamentales Feindbild hat eine fa-
tale Konsequenz: Europa kann nur Frieden finden, wenn es Russland zerstört. Wenn es sein 
Staat und seine Wirtschaft nachhaltig ruiniert. Dieses „nachhaltig zerstören“ geistert tatsäch-
lich durch zahlreiche Statements, darunter des Wirtschaftsministers und des Finanzministers 
aus Deutschland. Solange diese Russland-Erzählung herrscht, wird der Westen aus diesem 
Krieg nicht herausfinden.  

Die zerstörerische Macht der „Erzählungen“ (2)  

Die Kiewer Regierung ist militärisch in eine schwierige Lage geraten. In der Bevölkerung 
wachsen die Zweifel. Das ist ein wichtiger Moment: Es gibt eine Chance, den Kriegseinsatz 
zurückzufahren und zu einem Waffenstillstand zu kommen. Dazu ist wichtig, dass jetzt von 
den Mächten, die Kiew unterstützen, Signale der Mäßigung kommen und eindeutige Grenzen 
der Unterstützung sichtbar gemacht werden. In den USA, in Frankreich und in Deutschland 



ist die Bevölkerung mehrheitlich für eine solche Begrenzung. Aber es gibt auch prominente 
Stimmen, die für das glatte Gegenteil eintreten und „weittragende“ Waffen in Aussicht stellen, 
mit denen ein „Sieg über Russland“ doch noch möglich sein soll. So hat Roderich Kiesewet-
ter, ein führender CDU-Politiker in einem Interview mit der „Deutschen Welle“ folgendes ge-
sagt: „Der Krieg muss nach Russland getragen werden. Russische Militäreinrichtungen und 
Hauptquartiere müssen zerstört werden. Wir müssen alles tun, dass die Ukraine in die Lage 
versetzt wird, nicht nur Ölraffinerien in Russland zu zerstören, sondern Ministerien, Kom-
mandoposten, Gefechtsstände.“ Hier werden militärische Ziele in Russland benannt und ge-
fordert, dass Deutschland die dafür notwendigen Waffen liefert. Es gibt eine beträchtliche 
Zahl ähnlicher Stimmen, die eine Eskalation ins „Weittragende“ befürworten – sowohl in der 
Regierung als auch in der Opposition. Es muss befürchtet werden, dass ein Eskalations-An-
trag im Deutschen Bundestag eine Mehrheit finden würde. Man könnte einwenden, dass das 
alles nicht so ernst gemeint sei. Den Krieg würden ja bloß die Ukrainer führen. Und wir wol-
len den Ukrainer eigentlich nur „Mut machen“.  Aber die Politik ist nicht nur für die guten 
Worte verantwortlich, in die sie ihre Entscheidungen kleidet, sondern auch für die realen Fol-
gen dieser Entscheidungen. Und diese Folgen sind: Kriegserweiterung und Kriegsverlänge-
rung.  

Die zerstörerische Macht der „Erzählungen“ (3)  

Man vergleiche einmal die Stellungnahmen führender deutscher Politiker zur jetzigen Kon-
frontation mit Russland mit den Stellungnahmen in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepu-
blik. Was für ein Unterschied und was für ein Widersinn! Damals, in Zeiten der kommunisti-
schen Herrschaft in Russland und Osteuropa, konnte man mit einigem Recht von einer Be-
drohung sprechen. Es fehlte nicht an ernsten Konfrontationen wie der Berlin-Blockade, dem 
Bau der Berliner Mauer, der Militärintervention gegen den Prager Frühling. Aber welcher 
Kanzler oder Außenminister, ob von CDU/CSU, SPD oder FDP hätte sich zur Forderung nach 
„weittragenden Waffen“ verstiegen? Sie haben Vorsicht und Zurückhaltung walten lassen. 
Und man hat ihnen damals auch nicht vorgeworfen, deswegen „Moskaus Freunde“ zu sein. 
Die Eskalation der deutschen Tonlage kann nicht damit erklärt werden, dass Russland eine 
gefährlichere Macht als früher geworden ist. Nein, die Mischung von Zerstörungswillen und 
Leichtsinn zeugt von der Veränderung, die mit Deutschland geschehen ist. In diesem Land 
findet sich inzwischen eine gefährliche Bereitschaft, die eigenen Errungenschaften aufs Spiel 
zu setzen und reale Güter für spekulative Ideen zu opfern. Diese Bereitschaft hat keineswegs 
von der ganzen Gesellschaft Besitz ergriffen, und vieles ist sicher auch bloßes Schwadronie-
ren. Aber so kann man in einen Krieg hineinschlittern. Einen Krieg, den man eigentlich „gar 
nicht gewollt hat“.   

Das Menetekel 1914  

In mancher Hinsicht erinnert die Situation an 1914 oder überhaupt an das Jahrzehnt, das in die 
„europäische Urkatastrophe“ von 1914 führte. Natürlich muss es so nicht ausgehen. Ge-
schichte wiederholt sich nicht. Was für einen Rückblick auf die Konstellation zu Beginn des 
20. Jahrhunderts spricht, ist die Tatsache, dass es damals nicht nur eine Verharmlosung des 
drohenden Krieges gab, sondern auch eine gewisse Zivilisationsmüdigkeit und die Sehnsucht 
nach einer „reinigenden“ Gewaltkur. Beim Lernen aus der Geschichte steht heute meistens 



„1933“ und überhaupt die totalitäre Gefahr von rechts und links im Vordergrund. Aber ein 
Blick auf „1914“ wäre heute mindestens ebenso wichtig.   

Eine Zwischenbilanz  

Eine Zwischenbilanz für das Deutschland unserer Gegenwart muss tatsächlich einen funda-
mentalen Wandel feststellen: Was als abgehobene und selbstbezogene Parallelgesellschaft (der 
„Sektor“) entstand, ist inzwischen zu einer tonangebenden Macht geworden. Und diese Macht 
ist immer stärker zu einer zerstörerischen Negativ-Macht geworden. Erst in der Gesamtschau 
der Jahrzehnte und der verschiedenen Handlungsfelder zeigt sich der gemeinsame Grundcha-
rakter und die Grundrichtung der Entwicklung. So wird verständlich, warum die Bilanzen für 
Wirtschaft und Staat so schlecht ausfallen, und warum sich in der Gesellschaft ein Gefühl der 
Hilflosigkeit und Hoffnungslosigkeit ausbreitet.  
Aber ist das wirklich alles? Ist die heutige Negativspirale wirklich so mächtig, dass sie das 
ganze Land und die ganze Zukunft in Beschlag nehmen kann? Das hieße ja, dass der „Sektor“ 
alle anderen Fähigkeiten, Ressourcen, Erfahrungen und Interessen im Land völlig in Beschlag 
nehmen kann. Dass er sie sich einverleiben kann. Dass aus einer Parallelgesellschaft auf ein-
mal „die Gesellschaft“ schlechthin wird. Und „die Wirtschaft“, „der Staat“, „die Arbeit“ und 
„die Demokratie“. Ja, so treten sie auf. Sie sind große Erzähler. Und starke Schauspieler. 
Doch es lohnt sich, einmal durch das so aufdringliche Krisentheater hindurchzuschauen. 
Und zu prüfen, ob es in diesem Land nicht etwas anderes gibt. Nein, ein bequemes Vor-Sich-
Hin-Leben ist dann nicht in Sicht, sondern sehr elementare, hartnäckige Knappheiten und 
Widrigkeiten, aber mit greifbaren, im Rahmen unserer modernen Zivilisation schon bewähr-
ten Lösungen. Und eine Gesellschaft im Schatten, die sich darin bewährt hat. So könnte, dies-
seits der heute so aufdringlich herrschenden und sich allmählich erschöpfenden großen Erzäh-
lungen, eine Vorstellung von neuen Jahrzehnten entstehen, in denen Deutschland allmählich 
wieder auf einen anderen Kurs findet.  

◊◊◊ 

(Wie Deutschland ein anderes Land wurde, Teil III) 

Das Kräfteverhältnis ändert sich: 
Die Arbeitskrise 



In der bisherigen Darstellung wurde gezeigt, wie Deutschland mehr und mehr in den Bann 
eines hochdramatischen Krisenszenarios geraten ist. Und wie dies Szenario immer mehr 

auf eine negative, zerstörerische Lösung hinauslief: auf die Opferung fundamentaler Aufbau-
leistungen der vergangenen Jahrzehnte und Jahrhunderte. Dieser Wandel scheint übermächtig 
und ausweglos zu sein – nicht zuletzt deswegen, weil der größere Teil der Gesellschaft in die-
sem Drama nichts zu sagen hat, sondern nur die Opfer zu ertragen hat. Während ein anderer, 
durchaus beträchtlicher Sektor der Gesellschaft in diesem extremen Krisenszenario an Um-
fang, Macht und Einkommen gewinnt. Diese Konstellation kann zu einem Gefühl der Ohn-
macht führen. Sie kann auch dazu verführen, alle Hoffnung auf einen Art Gesellschafts-Duell 
mit den Krisengewinnern zu setzen. Doch damit hat man noch keinen konstruktiven und trag-
fähigen Ausweg für das Land gewonnen. Man verkämpft sich in die Widerlegung des herr-
schenden Krisentheaters – und bleibt ihm doch noch verhaftet.  
Um einen konstruktiven Ausweg finden zu können, muss die Entwicklung Deutschlands noch 
etwas anders dargestellt werden. Die Darstellung in dieser Artikelfolge war noch unvollstän-
dig - sie muss um etwas Elementares ergänzt werden. Denn es gibt neben den lauthals ausge-
rufenen Krisendramen noch ganz andere Krisen – stillere, alltäglichere, zähere Krisen. Sie 
offenbaren eine fundamentale Schwäche. Aber es ist keine Schwäche des ganzen Landes, 
sondern eine Schwäche der Herrschaft durch Notstands-Mobilisierung. Diese Herrschaft er-
weist sich als unfähig, die elementaren Aufgaben einer modernen Zivilisation zu bewältigen. 
Zugleich werden in diesen Krisen die Kräfte sichtbar, die sich von den künstlich erzeugten 
Notständen nicht beeindrucken lassen, sondern sich mit den wirklichen Problemen dieses 
Landes befassen müssen und auch können. Mittelfristig werden sie die Träger eines deutschen 
Wiederaufbaus sein.         

„Wo sind sie geblieben?“  

Dieser Alarmruf geht seit einiger Zeit in Deutschland um. Gemeint sind die Arbeitskräfte. Sie 
fehlen an allen Ecken und Enden. So erschien der „Spiegel“ vom 16.7.2022 mit einem Titel-
blatt, auf dem in großen Lettern stand: „Wo sind die nur alle hin?“ Und die Unterzeile lautete: 
„Wie der Mangel an Arbeitskräften das Land lahmlegt“. Dabei geht es vor allem um elemen-
tare Berufe, die keine höhere, akademische Bildung erfordern, sondern Fachkenntnisse und 
Erfahrungen aus der praktischen Berufsausübung - wie sie für Facharbeiter und angelernte 
Arbeiter typisch sind: Bauarbeiter, Feldarbeiter, Maschineneinrichter und Maschinenführer, 
Monteure, Schlosser, Klempner, LKW-Fahrer, Lagerarbeiter, Fachkräfte und Helfer im Ein-
zelhandel, Brief- und Paketzusteller, Pflegekräfte, Fleischer, Bäcker, Klempner, Köche und 
Kellner, Busfahrer, Lokführer und Begleitpersonal bei der Bahn, Bühnenarbeiter, Texter, 
Zeichner und so weiter. Es geht um sogenannte „einfache“ Tätigkeiten – aber sie sind nicht 
einfach. Denn ihr gemeinsamer Nenner besteht darin, dass sie sich mit den Widrigkeiten der 
physischen Welt auseinandersetzen müssen, mit ihrer Muskelkraft, aber auch mit ihrer Auf-
merksamkeit und Konzentration. Sie üben oft sehr kleinen Teilfunktionen aus, und tragen da-
bei doch eine hohe Verantwortung. Da sie „hart an der Realität“ gebaut sind, müssen sie oft 
unter schwierigen oder wechselhaften Bedingungen ausgeübt werden: Sie sind oft Wind und 
Wetter ausgesetzt, müssen Lärm, Schmutz, Staub, Rauch, Gestank aushalten. Sie müssen mit 
Menschen eng zusammenarbeiten oder sie als Kunden bedienen, und können sie sich nur in 
den seltensten Fällen aussuchen. Sie müssen früh aufstehen oder in Schichten rund um die 
Uhr arbeiten, und ihre Leistung immer auf einem bestimmten Niveau durchhalten. Und das 
über lange Jahre.  



Die neue Arbeitskrise  

Hier ist nun eine Krise da: Diese Krise hat die tonangebende „postindustrielle“ Gesellschafts-
Vorstellung gewissermaßen auf dem falschen Fuß erwischt. Man hatte erwartet, dass sich die 
schweren Tätigkeiten und schwierigen Arbeitsplätze allmählich erledigen würden – entweder 
durch den technischen Fortschritt oder durch Auslagerungen aus den sogenannten „hochent-
wickelten“ Ländern in die „weniger entwickelten“ Länder. Für die Fälle, wo diese Rechnung 
nicht aufging, hatte man die Erwartung, dass es im Lande eine Unterschicht gäbe, die so 
dumm und brav wäre, dass sie die schlechten Arbeiten einfach weiter erledigen würde. Der 
andere Teil der Gesellschaft könnte als „Modernisierungsgewinner“ an ihnen vorbeiziehen 
und in ganz neuen, selbstbestimmten Arbeitsverhältnissen unterkommen, in denen man die 
Arbeit weitgehend für sich selbst definieren und als „wertvolle Leistung“ interpretieren kann.  
Doch nun gilt das alles offenbar nicht mehr. Jedenfalls nicht in einem Maße, dass es die Ver-
hältnisse eines ganzen Landes bestimmen kann. Das gilt für das allmähliche Verschwinden 
der „einfachen“ Arbeitsplätze. Sie sind nicht verschwunden. Auch das Auslagern in andere 
Länder klappt nicht mehr zuverlässig, denn die internationale Arbeitsteilung läuft nicht mehr 
so, dass die einen sich mit den Widrigkeiten der physischen Welt auseinandersetzen müssen, 
und die anderen sich den freieren Tätigkeiten widmen können. Und nun fehlen „auf einmal“ 
auch in Deutschland massenweise Arbeitskräfte – und zwar gerade in den harten Realberufen, 
die man schon als erledigt abgehakt hatte. Diese neue Arbeitskrise liegt nicht an einer plötz-
lich ausgebrochenen allgemeinen Arbeitsscheu. Aber viele Menschen, die ihre Arbeit schätzen 
und über Jahre und Jahrzehnte das Land am Laufen gehalten haben, ziehen sich jetzt – ganz 
oder teilweise – zurück.  

Ein stiller, aber tiefgreifender Rückzug  

Es handelt sich nicht um einen bewussten, großen „Streik“, sondern um einen weitgehend stil-
len, aber tiefgreifenden Rückzug. Man verlässt Arbeitsplätze, geht vorzeitig in Rente, geht auf 
Teilzeit, nimmt häufiger einen Krankenschein oder verrichtet seine Arbeit ganz einfach mit 
weniger Einsatz. Und dieser Rückzug aus der Arbeit ist im Ergebnis so bedeutend, dass er 
„das Land lahmlegt“, wie der „Spiegel“ im Juli 2022 schrieb. Und diese Situation dauert an. 
Es handelt sich nicht um ein vorübergehendes, konjunkturelles Problem, das durch „mehr 
Geld“ (Lohnerhöhungen) zu beheben wäre. Es handelt sich um ein tieferes Problem. In 
Deutschland sind Verhältnisse eingetreten, bei denen es nicht mehr gelingt, Menschen zu mo-
tivieren, dauerhaft elementare Arbeiten zu verrichten. Dies Land hat etwas ganz Grundlegen-
des verloren, was es über lange Jahrzehnte besaß: Ihm ist der Wert der Arbeit abhandenge-
kommen. Lange Zeit konnte dieser Wert, quer durch Branchen und soziale Schichten, einfach 
vorausgesetzt werden. Jetzt ist an dieser Stelle eine elementare Krise ausgebrochen.  

„Die demotivierte Gesellschaft“  

Die Stimmungslage in Deutschland, die das Allensbacher Institut für Demoskopie monatlich 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung veröffentlicht, trägt für Januar 2024 die Überschrift: 
„Die demotivierte Gesellschaft“ (FAZ 25.1.2024). Es geht um die Beobachtung, dass „die 
Einsatzbereitschaft im Beruf zurückgeht“. Auf die Frage „Ist in Deutschland der, der sich an-
strengt und viel arbeitet, allmählich der Dumme?“ antworten von den Befragten mit niedri-



gem sozioökonomischen Status 67 Prozent mit „Ja“, mit mittlerem Status sind es 55 Prozent, 
während es mit hohem Status nur 38 Prozent sind. Eine Mehrheit der Befragten sagt, dass die 
Bereitschaft der Menschen, im Beruf großen Einsatz zu zeigen, in den letzten Jahren eher ab-
genommen als zugenommen hat.  
Nun bringen die Meinungsforscher das mit der Höhe der staatlichen Unterstützung bei Nicht-
Arbeit („Bürgergeld“ etc.) in Verbindung, die kaum niedriger liegt als die Arbeits-Löhne in 
den unteren Lohngruppen. Man vermutet also eine Demotivierung „von unten“ und das ist 
seit längerer Zeit die vorherrschende Sichtweise. Sie hat durchaus ihre Berechtigung, aber sie 
verdeckt eine andere Demotivierung, die noch folgenreicher ist. Es gibt eine andere Form feh-
lender Leistungsbereitschaft, die gleichfalls durch einen riesigen und aufwendigen Apparat 
gefördert wird: die Schein-Arbeit durch eine aufgeblähte Akademisierung. Sie nimmt mitt-
lerweile mehr als die Hälfte eines Bildungsjahrgangs in Anspruch. Hier geht es nicht um eine 
zu Untätigkeit verführte Unterschicht, sondern um die Verführung einer wuchernden „geho-
benen“ Mittelschicht durch Schein-Beschäftigungen. Um eine „Demotivation von oben“, die 
alle anderen Arbeitsverhältnisse entwertet. Natürlich gibt es sehr anspruchsvolle wissenschaft-
liche Qualifikationen und akademische Berufe, ohne die ein modernes Land nicht denkbar ist 
– genauso, wie es in einem modernen Land unverzichtbare Sozial-Leistungen gibt. Aber all 
das muss in einem vernünftigen Verhältnis zur Produktivität eines Landes stehen.  

Die Inflation höherer Bildungsgänge  

In Deutschland ist viel von den Grenzen des Wachstums die Rede. Doch von einem völlig un-
verhältnismäßigen Wachstum ist erstaunlich wenig die Rede: vom Wachstum höherer Bil-
dungsgänge. Die folgenden Zahlen zeigen, dass der Anteil der Studienanfänger pro Alters-
Jahrgang von 1950 5,0 Prozent auf 2020 56,6 Prozent gestiegen ist.  

Die Entwicklung der Studienanfänger-Quote in Deutschland (1950 bis 2020) 

Die Bildungs-Ausgaben der öffentlichen Hand (Band, Länder, Gemeinden) sind von 1995 
75,9 Milliarden Euro auf 2023 176,3 Milliarden Euro gestiegen. Man kann davon ausgehen, 
dass dies Wachstum ganz wesentlich auf das zunehmende Gewichte höherer Bildungsgänge 
zurückzuführen ist. Und dass dies Wachstum sich immer weiter von den Erfordernissen der 

Jahr Studienanfänger pro Alters-Jahrgang

1950 5,0 Prozent

1960 6,0 Prozent

1970 12,0 Prozent

1980 19,5 Prozent

1990 30,4 Prozent

2000 33,5 Prozent

2010 46,0 Prozent

2020 56,6 Prozent



Arbeitswelt gelöst hat. Ein Beleg dafür ist die Zahl der Studiengänge. Im Jahr 2008 gab es in 
Deutschland 13.000 verschiedene Studiengänge – was schon eine erstaunliche Zahl war. Aber 
im Jahr 2023 ist diese Zahl auf 21.000 Studiengänge gewachsen! Es liegt auf der Hand, dass 
hier ein Systemproblem liegt: Man kann im akademischen Bereich ständig zusätzliche The-
men finden, die irgendeine feinere Unterscheidung oder neue Akzentuierung versprechen. 
Doch bedeutet „Thema“ nicht, dass daraus irgendwelche Produktivitätsgewinne folgen, die 
die Kosten solcher „höheren Bildung“ und „höheren Arbeitsplätze“ tragen könnten. Wenn 
Jahr für Jahr mehr als die Hälfte eines Jahrgangs auf diese Bahn geschickt wird, gerät das Ge-
samtgebäude einer Gesellschaft in eine unhaltbare Schieflage.  

Wenn „Bildung“ an die Stelle von „Leistung“ tritt  

Man kann diese Schieflage präzisieren: Es bildet sich in der Mitte der Gesellschaft ein be-
trächtlicher, vielfältig zusammengesetzter Sektor heraus, der über sogenanntes „höheres Wis-
sen“ verfügt und entsprechend höhere Einkommen beansprucht. Aber die Arbeitswelt dieses 
Sektors unterliegt nicht den harten Zwängen und Maßstäben, denen die Arbeitswelt der „Re-
alberufe“ unterliegt, der jetzt die Arbeitskräfte ausgehen. Die Arbeitswelt der so stark ange-
schwollenen höheren Mittelklasse, ist ganz überwiegend eine weiche Welt. Naturnähe bedeu-
tet hier nicht Knappheit, Gefahr, Mühe, Anpassungszwang. Hier muss einer gegebenen Welt 
nichts abgerungen werden, sondern hier herrscht eine wunderbare Leichtigkeit, Erneuerbar-
keit, Gratis-Produktivität. Man muss sich die Hände nicht schmutzig machen, sondern braucht 
eine großzügige Natur nur „selber machen“ lassen. Alles das, was anstrengend, monoton, wid-
rig ist, wird jener bemitleidenswerten, bildungsfernen, aus der Zeit gefallenen „alten Mitte“ 
überlassen, die gar nicht mehr als Mitte der Gesellschaft anerkannt ist. So sind höhere Bil-
dungsabschlüsse zu einer Art Adelstitel geworden, der ein Anrecht auf eine leichte Welt und 
auf „Renten“ mit sich bringt – „Renten“ verstanden als Positions-Einkünfte, die in keiner Re-
lation zu einer erbrachten Leistung stehen. Je mehr dieser „gehobene“ Sektor wächst und um 
sich greift, sinken alle anderen Bildungsgänge und Arbeitswelten herab zu „Verliererwelten“, 
die man kaum noch eines Blickes würdigt. Der dortige Alltag ist zu „langweilig“, um wirklich 
einmal genau angeschaut zu werden. Und diese herablassende Behandlung gilt auch ganz bru-
tal materiell: Da gibt es eine ständige wachsende gehobene Mittelklasse mit Haushalts-Ein-
kommen von 5000, 10000 oder 15000 Euro pro Monat, die dann Güter und Dienste von ande-
ren Menschen erwarten, die nur 1000, 1500 oder 2000 Euro erhalten. Und dabei viel härteren 
und engeren Arbeitsbedingungen unterworfen sind.  

Der Gesellschaftsvertrag ist zerbrochen  

Damit wird das, was man den modernen Gesellschaftsvertrag nennen kann, zerbrochen. Die-
ser Vertrag, der nicht auf Positionen und Rängen beruhte, sondern auf messbaren Leistungen, 
gilt nicht mehr. „Leistung“ gilt nun als falscher, primitiver Maßstab. An die Stelle der Arbeit 
tritt ein neuer Maßstab. Die Legitimität der gesellschaftlichen Verhältnisse, wird daran ge-
messen, ob sie „sozialen Aufstieg“ ermöglichen. Damit sind Arbeit und Arbeitsleistung aus 
dem normativen Zentrum der Gesellschaft entfernt. Normativer Maßstab sind jetzt die höhe-
ren Bildungsgänge und Berufe. Die Realberufe sind nun zu „niederen Berufen“ degradiert, die 
von Menschen ausgeübt werden, die „es nicht geschafft haben“. Sie werden offen oder insge-
heim als Verlierer-Berufe angesehen. Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum in 
Deutschland nun der große Rückzug aus der Arbeit begonnen hat. Man hört besorgte Fragen, 



als hier irgendeine rätselhafte psychische Krankheit ausgebrochen: „Wo sind sie nur geblie-
ben?“. „Wie können sie das nur tun?“. Dabei ist dieser Rückzug völlig logisch. Er ist die 
Antwort auf den Bruch des Gesellschaftsvertrags. Auf die Gleichgültigkeit und Arroganz, mit 
der die Zufriedenheit und Anerkennung zerstört wurde, die man zuvor als Facharbeiter oder 
angelernter Arbeiter finden konnte. Jetzt kommt die Quittung. Der Rückzug aus der Arbeit ist 
keine geplante Aktion und kein symbolischer Aktivismus, sondern eine tieferliegende, gesell-
schaftliche Reaktion: ein nachhaltig und auf breiter Front sinkender Einsatzwille. Die Bereit-
schaft, einer besserwissenden, besserverdienenden „Zivilgesellschaft“ die Lasten dieser Welt 
abzunehmen, ist drastisch gesunken. Diese Bereitschaft ist durch etwas mehr Geld nicht wie-
derherzustellen.  

◊◊◊ 

(Wie Deutschland ein anderes Land wurde, Teil IV) 

Gute Aussichten, 
aber nicht für eine schnelle Wende 

Die Arbeitskrise in Deutschland wird hier nicht angeführt, um sie als Übel zu beklagen 
und sie den Regierenden zum Vorwurf zu machen. Die Arbeitskrise ist eine Anklage ge-

gen die im Lande herrschenden Verhältnisse. Genauer: Sie ist die richtige Antwort auf einen 
längeren Prozess der Entwertung von Arbeit und Leistung. Die Arbeitskrise besteht ja nicht 
darin, dass Arbeitsplätze fehlen, sondern dass Arbeitskräfte fehlen. Dies Fehlen ist nicht Folge 
einer generellen Arbeitsunlust, sondern Antwort auf eine Entwertung der Arbeit – und zwar 
insbesondere der sogenannten „einfachen“ Arbeit (Facharbeiter und angelernte Arbeiter in den 
verschiedensten Branchen und Sektoren). Einer Arbeit, die bei näherem Hinsehen gar nicht so 
„einfach“ ist, sondern die sich aktiv mit den Widrigkeiten und Knappheiten der materiellen 
Welt auseinandersetzen muss. Diese Arbeit wird heute in Deutschland – im Verhältnis zu den 
„gehobenen“ Tätigkeiten – geringgeschätzt. Sie wird als Beschäftigung für „Verlierer“ ange-
sehen. Auf diese Geringschätzung wird nun seit einigen Jahren ganz praktisch geantwortet – 
mit einem massiven Rückzug aus dieser Beschäftigung. Und sofort stellt sich ein sehr positi-
ver Effekt ein: Auf einmal macht sich ganz handfest bemerkbar, welch elementare Bedeutung 
die „einfachen“ Tätigkeiten haben. Wie unersetzlich sie sind, um das Land am Laufen halten. 
Wunderbar, wie die so selbstgewisse „Bildungsrepublik“ und „Zivilgesellschaft“ hier auf dem 
falschen Fuß erwischt wird! Gerade noch war man sich einig, dass eine Lehre in Industrie, 
Handwerk und Dienstleistungen eigentlich etwas für Verlierer sei. Jetzt fragt man auf einmal 
sorgenvoll „Wo bleiben sie nur?“ Plötzlich weht der raue Wind der Realität durch die Repu-
blik. Denn es fehlt an wichtigen Gütern und Dienstleistungen. Sie fehlen nicht in irgendwel-
chen Zukunftsprognosen, sondern im Hier und Jetzt. Eiligst wird versichert, dass man nun 
schnell Abhilfe schaffen werde. Mit viel „Wir schaffen das!“ und ein bisschen mehr Geld. 
Aber das wird in dieser Krise nicht funktionieren. Die neue Knappheit ist viel härter und dau-
erhafter als die Beschwörungskünste der Regierenden. Man kann die Arbeitskrise nicht lösen, 
ohne die gesellschaftliche Schieflage zu beheben, auf die sie reagiert. Diese Krise berührt den 



Kern des tiefgreifenden Wandels, der Deutschland zu einem anderen Land gemacht hat. Des-
halb muss man für diese Krise dankbar sein. Denn aus ihr kann man ersehen, in welcher Rich-
tung eine Rehabilitierung des Landes erfolgen muss. Und es zeichnen sich hier auch schon die 
Kräfte und Hebel ab, die diese Rehabilitierung tragen können - und sie gegen Widerstände 
durchsetzen können.  

Eine naheliegende Lösung, die tabu ist  

Nur eine Rehabilitierung des Gesellschaftsvertrages wird die Arbeitskrise in Deutschland 
überwinden können. Diese Rehabilitierung kann nicht zu den Bedingungen der gehobenen 
Mittelklasse gelingen – ein „gehobener Gesellschaftsvertrag“ würde sich noch weiter von den 
realen Möglichkeiten dieses Landes entfernen. Es muss also um einen Rückbau gehen. Es 
muss eine erhebliche Reduzierung jenes gehobenen gesellschaftlichen Sektors stattfinden – 
sowohl in der Größe als auch im Einkommensniveau. Man muss also kein ganz neues 
Deutschland erfinden, sondern eine – durchaus einschneidende - Anpassung an die Realitäten 
durchsetzen. Doch von dieser Lösung ist das Land noch weit entfernt. Das zeigen die Vor-
schläge, die jetzt zur Lösung der Arbeitskrise die Runde machen. Ganz oben steht der Vor-
schlag, noch mehr Migranten ins Land zu holen. Das bedeutet, dass die Probleme nicht im 
Land mit den Mitteln dieses Landes gelöst werden, sondern an importierte Mittel. Und diese 
Logik des Auslagerns steht auch beim zweiten Vorschlag Pate: Die älteren Arbeitnehmer sol-
len länger arbeiten. „Das größte Potential des deutschen Arbeitsmarktes liegt über 60“ 
schreibt ein namhafter Vertreter des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in 
einem Beitrag für die FAZ (19.8.2023). Wenn man an diese Arbeitsgeneration appelliert, will 
man auf eine „alte“ Arbeitsmoral zurückgreifen, die man für jüngere Arbeitsgenerationen 
schon aufgegeben hat. Das ist eine Auslagerung aus der Jetztzeit und im Grunde ein Offenba-
rungseid.  
Man sieht, wie hier um jeden Preis ein Bogen um die Lösung gemacht wird, die doch eigent-
lich naheliegt und die größte Wirkung hätte: Man muss den Irrsinn beenden, dass mehr als die 
Hälfte der deutschen Gesellschaft auf eine gehobene Laufbahn orientiert wird. Das ist das 
große Tabu im Lande - die heilige Kuh, die nicht angetastet werden darf. Diese Lösung soll 
nicht mal als mögliche Alternative erörtert werden. Natürlich wird das Problem im privaten 
Kreis und in Nebensätzen tausendfach angesprochen. Aber wenn zum Beispiel in einem Im-
mobilien-Report der dramatische Fachkräftemangel im Bausektor beklagt wird, und es dort 
ausdrücklich heißt, ein Grund dafür sei „die zunehmende Akademisierung, die Handwerksbe-
triebe finden nicht genug Nachwuchs“ (zitiert in der FAZ vom 8.10.2021), dann führt das kei-
neswegs zu näheren Untersuchungen und klaren Forderungen zum Akademisierungs-Pro-
blem. Die Aussage wird behandelt, als wäre sie gar nicht gemacht worden.      
  
Aber diese Krise lässt sich nicht verdrängen  

Noch also glaubt man, sich dies Tabu leisten zu können. Doch in diesem Punkt täuscht man 
sich. Und das ist die eigentliche Pointe der Arbeitskrise: Sie wird einfach nicht mehr aufhö-
ren. Der Rückzug aus der Arbeit wird weitergehen und immer weiter um sich greifen. So wird 
sichtbar, was es wirklich bedeutet, wenn die in einem Land die elementare Arbeit entwertet 
wird: Die tätige Auseinandersetzung mit den Knappheiten und Widrigkeiten dieser Welt wird 
entwertet.  



Man nehme einmal die Schlangen von Wohnungssuchenden, die sich gegenwärtig in Groß-
städten bilden, wenn irgendwo ein Besichtigungstermin für eine freie Wohnung angesetzt ist. 
Solche Warteschlangen muss man sich für viele Dinge vorstellen, die bald knapp werden: 
Plätze in Pflegeheimen, Notaufnahmen der Krankenhäuser, bei Behörden für die Verlänge-
rung von Ausweisen, Hochzeitstermine, Anmeldung von Autos, überfüllte Wartezimmer beim 
Arzt, überfüllte Bahnsteige. Warteschlangen beim Bäcker, beim Restaurant, beim Postamt, an 
der Kasse beim Supermarkt, nicht zu vergessen die Warteschlangen bei irgendeiner Aus-
kunfts- oder Beratungs-Hotline. Und überall wird es immer häufiger heißen: „Gibt´s nicht“, 
„“Keine Termine frei“, „Kommen Sie in einem halben Jahr wieder“.  
So wird sich immer deutlicher zeigen, dass die Tätigkeiten, die man jetzt mit Geringschätzung 
behandelt, nicht in irgendeinem Nebengebäude dieses Landes wohnen, sondern zum Haupt-
haus gehören. Ohne sie gibt es keine lebendigen Städte und keine aktiven ländlichen Räume. 
Ohne sie finden Dienstleistungen, Wissenschaften und Künste weder Stoff noch Inspiration. 
Ja, diesem Land stehen bedrückende Jahre bevor. Gewiss hätten sich diejenigen, die sich jetzt 
ihren Arbeits-Einsatz herunterfahren, eine Lösung ohne diese bedrückenden Jahre gewünscht. 
Aber die gesellschaftliche Schieflage hat sich zu sehr verfestigt, um einfach durch gute Ar-
gumente korrigiert werden zu können. Es wird ja alles dafür getan, dass Krisen wie die Ar-
beitskrise gar nicht ruhig erörtert werden können. Diese Krisen werden gewissermaßen „über-
schrien“ – indem man extreme Katastrophen- und Feind-Kampagnen inszeniert. Diese Kam-
pagnen sind im Grunde Alibi-Veranstaltungen, um nicht die näherliegenden, mühevolleren 
Aufgaben im Land anpacken zu müssen. Demgegenüber ist der Rückzug aus der Arbeit eine 
sehr passende und wirkungsvolle Antwort. Er macht ganz handfest spürbar, dass die Entwer-
tung der elementaren Arbeit drastische und weitreichende Folgen hat. Und dieser Rückzug 
aus der Arbeit wirkt auch befreiend: Man spürt die eigene Kraft und ist nicht mehr der brave 
Depp im täglichen Besserwisser-Theater.  

Die historische Dimension dieser Auseinandersetzung  

Wenn die Bedeutung der einfachen, elementaren Arbeit, die sich direkt mit den Knappheiten 
und Widrigkeiten dieser Welt auseinandersetzt, verteidigt wird, berührt das einen Sachverhalt 
von historischer Bedeutung. Die moderne Zivilisation unterscheidet sich von anderen Zivili-
sationen in einem Punkt: Sie räumt den praktischen Tätigkeiten und dem Erwerbsleben eine 
viel größere Aufmerksamkeit und Rolle ein als andere Zivilisationen, die solche Tätigkeiten 
als zweitrangig und sogar als unwürdig ansahen. Dies führte zu einem anderen Bau der Insti-
tutionen für Staat und Wirtschaft, auch zu anderen Orientierungen von Wissenschaften und 
Künsten. Das wird von Historikern als ein wesentlicher Grund dafür angesehen, dass der An-
bruch der Ära der Moderne in Europa (und nicht etwa im durchaus hochentwickelten China) 
stattfand. Die in diesem Text so stark betonte Unterscheidung zwischen „einfacher“ Arbeit 
und einem „abgehobenen“ Sektor knüpft an dies Grundverständnis der modernen Welt an, 
und sieht die Entwicklungskrise Deutschlands (und anderer Länder des Westens) in letzter 
Instanz als eine Auseinandersetzung um Abbruch oder Fortsetzung der Moderne. Darauf wird 
bei anderer Gelegenheit zurückzukommen sein.  

Neben der Entwertung der Arbeit gibt es auch eine Entwertung des Kapitals  

Die Betonung der „Arbeit“ in diesem Text könnte zu dem Schluss verleiten, die Krise unseres 
Landes beträfe nur die Arbeit. Daraus könnte eventuell sogar der Schluss gezogen werden, es 



müsse ein Klassenkampf „Lohnarbeit gegen Kapital“ geführt werden. Das wäre ein törichter 
Kurzschluss, denn wir haben ganz offensichtlich auch eine fundamentale Kapitalkrise. Wir 
erleben, wie die Produktivität der Unternehmen schwer beschädigt wird, indem grundlegende 
Technologien belastet oder verboten werden (exemplarisch in der Automobilindustrie) und 
wie der Fortbestand von Unternehmen nicht mehr von der eigenen Wertschöpfung abhängt, 
sondern von schuldenfinanzierten Subventionstöpfen. Mit anderen Worten: Die Kapitalbil-
dung ist ihrem Kern entwertet. Die treibende Kraft ist dabei wiederum jener Sektor der geho-
benen Mittelklasse, der mit seinen ökologischen, sozialen und organisatorischen „höheren 
Zielen“ alle Gesetze der Unternehmensproduktivität beiseite wischen kann. Dieser Sektor ge-
fällt sich ja auch in einem naiven Anti-Kapitalismus. Die „Kapitalisten“ aber sind hier nicht 
mehr Treiber, sondern Getriebene. Es wäre also eine ganz törichte Spaltung, wenn man die 
einfache Arbeit verteidigen wollte, indem man sie gegen das Kapital in Stellung bringt. Hier 
hilft es, sich an die erste Phase der Bundesrepublik zu erinnern, als Facharbeit und angelernte 
Arbeit hoch in Kurs stand und zugleich die Kapitalseite eine starke Rolle hatte. Beide Seiten 
einte ein gegenseitiger Respekt und diese Sozialpartnerschaft war für beiden Seiten fruchtbar.  

Ein Deppenspiel: Staat gegen Wirtschaft, Wirtschaft gegen Staat 

Und es gibt noch eine zweite törichte Spaltung. Wir erleben inzwischen ein tägliches Deppen-
spiel, bei dem einmal ein guter Staat gegen eine böse Wirtschaft gesetzt wird, und im nächs-
ten Moment eine tüchtige Wirtschaft gegen einen versagenden Staat. Dabei ist es doch eigent-
lich naheliegender, dass Wirtschaft und Staat sehr verschiedene Dinge mit je eigenen Vorzü-
gen und Schwächen sind. Und heute ist auf beiden Seiten bei den jeweiligen Kernaufgaben 
eine Schwächung festzustellen ist, und ein Wuchern von Schein-Aktivitäten. Die Gering-
schätzung der Arbeiten, die sich mit den Widrigkeiten dieser Welt auseinandersetzen müssen, 
ist ja nicht nur in der Wirtschaft, sondern auch beim Staat zu beobachten. Man denke nur an 
die Polizisten und Soldaten, an Feuerwehrleute und Rettungskräfte, auch an Eisenbahner, 
Müllentsorger, Post- und Paketzusteller; und an die Arbeit in Krankenhäusern, Pflegeeinrich-
tungen, Schulen, die man vielerorts schon in unhaltbare Zustände getrieben hat. Und auf bei-
den Seiten werden auch die rosigsten Zukunftsprojekte unter den gemütlichsten Umständen 
gepflegt. Bei diesen Vorgängen fällt es schwer, irgendeine oberste lenkende Hand zu finden, 
irgendeine verschworene „Elite“, die das alles nach einem großen Plan lenkt. Es ist ein zerstö-
rerisches Treiben-Lassen und Wuchern-Lassen in allen Dingen, und dies ist vielleicht noch 
gefährlicher als ein finsterer Plan.  

Auf der Suche nach Verhältnismäßigkeit  

Das strukturelle Grundproblem des heutigen Deutschlands ist die Ersetzung des Gesell-
schaftsvertrages durch die Alleinherrschaft eines einzigen sozialen Sektors. Eines lässt sich 
schon jetzt vorhersagen: Solange die Alleinherrschaft einer besserwissenden, bessermorali-
schen und besserverdienenden Mittelklasse besteht, wird das Land nicht wieder richtig in 
Gang kommen. Zu den Bedingungen dieses gehobenen Sektors ist ein realitätstüchtiges 
Deutschland nicht zu haben. Es wird von Engpass zu Engpass stolpern. Aber ebenso gilt: Eine 
andere Alleinherrschaft ist auch keine Lösung. Ein modernes Land kann nicht von einem ein-
zigen gesellschaftlichen Sektor geführt werden, der für sich beansprucht, die ganze Zukunft 
zu repräsentieren. Ein realitätstüchtiges Land muss auf mehreren unabhängigen Trägern ge-
baut sein. Lösungen müssen daher immer „verhältnismäßig“ sein. Nur so ist ein richtiges Maß 



zu finden. Das gilt auch für die Arbeitskrise. Die krasse Schieflage zwischen den verschiede-
nen Arbeitswelten verlangt nach einer neuen, angemessenen Verhältnismäßigkeit – bei Größe, 
Einfluss und Einkommen.  

Produktivität, Wehrhaftigkeit und Bescheidenheit  

In Deutschland geht es insgesamt um eine Rehabilitierung - um die Rehabilitierung eines pro-
duktiven, wehrhaften und auch bescheidenen Deutschlands. Dafür ist der Begriff der „Wende“ 
untauglich. Er suggeriert einen abrupten Vorgang. Auch der Begriff der „geistig-moralischen“ 
Wende ist irreführend. Er suggeriert ein Nacheinander von einer Wende im Kopf und einer 
dann folgenden „Umsetzung“ in materielles Tun. Aber Zivilisationsveränderungen – und dar-
um geht es hier – brauchen ihre Zeit. Sie sind tiefer gelagert. Sie leben von Erfahrungen. Es 
müssen Distanzen zur überwältigenden Macht der heutigen Wort- und Bilderfluten aufgebaut 
werden. Verschüttete und verachtete Dinge müssen wieder freigelegt werden; Verstreutes 
kann sich nur allmählich zusammenfügen. Deutschland braucht eine Zeit der Rehabilitierung, 
und eine solche „allmähliche“ Zeit fühlt sich ganz anders an als eine Gründerzeit mit ihren 
„Aufbrüchen“. Es wird weniger um große Auftritte und Sprünge gehen, sondern um ein Wie-
deranknüpfen und Weiterbauen auf bestehenden Entwicklungslinien. Aber angesichts der heu-
tigen Dominanz von allen möglichen „Ausstiegen“ wäre das „Weiterbauen“ schon eine große 
Aufgabe.  
In diesem Text wurde die Entwicklung Deutschlands in Phasen von jeweils 30 Jahren geteilt. 
Das ist natürlich völlig schematisch. Die wirkliche Entwicklung wird sicher aus krummerem 
Holze sein. Und doch kann dieser 30-Jahr-Rhythmus eine Orientierung sein. Er kann allzu 
schnelle Erwartungen im Bösen wie im Guten mäßigen, aber er verliert sich auch nicht in ei-
nem allzu vagen Jahrhundert-Glauben. 30-Jahre dauern länger als eine Legislaturperiode, län-
ger als ein Konjunkturzyklus. Sie sind aber weniger lang als große Trends bei der Bevölke-
rungsentwicklung, bei der Strukturentwicklung in Stadt und Land, bei den territorialen Gren-
zen und den Verfassungen von Nationalstaaten und natürlich auch bei Geologie, Klima, Flora 
und Fauna. Hingegen kann man im 30-Jahre-Rhythmus sehr wohl fundierte Bilanzen der 
Entwicklung eines Staatswesens und einer Volkswirtschaft ziehen.  

• Die erste Phase der Bundesrepublik wurde von Ende der 1940er Jahre bis zum Ende 
der 1970er Jahre angesetzt. Es ist in Hinsicht auf Produktivität, Wehrhaftigkeit und 
Bescheidenheit eine erfolgreiche Phase.   

• Die zweite Phase (Ende der 1970er Jahre bis Ende der 2000er Jahre) wurde als Her-
auslösung eines parallelen „gehobenen“ Sektors neben noch fortbestehen Errungen-
schaften der ersten Phase beschrieben. 

• In der dritten Phase, die in diesem Schema vom Ende der 2000er Jahre bis Ende der 
2030er Jahre angesetzt werden müsste, kommt dieser Sektor zur Alleinherrschaft und 
wird gegenüber Produktivität, Wehrhaftigkeit und Bescheidenheit rein destruktiv. Wir 
befinden uns also erst in Mitte dieser Phase, und die Alleinherrschaft ist Grunde noch 
ungebrochen und selbstgewiss.       

• Die vierte Phase würde dann erst Ende der 2030er Jahre anbrechen und bis zum Ende 
der 2060er Jahre dauern. Aber dann wäre es auch möglich, eine zusammenhängende 
Rehabilitierung von Produktivität, Wehrhaftigkeit und Bescheidenheit ins Werk zu 
setzen. Und zwar nicht nur als Wertesystem, sondern auch als materiellen „Wiederauf-
bau“ Deutschlands. Ja, dieser Begriff ist angemessen, weil diese vierte Phase in man-



cher Hinsicht an den Wiederaufbau in der ersten Phase der Bundesrepublik anknüpfen 
würde.   

Bei diesem Ausblick bis weit in zukünftige Jahrzehnte muss vieles offen bleiben. Und sicher 
kann man mit guten Gründen eine andere Ordnung des Wandels skizzieren. Wichtig ist die 
Einsicht, dass es diesmal mit einer politischen Reform-Agenda nicht getan sein wird. Es geht 
um eine Zivilisationsaufgabe.   

Übersicht und Beharrlichkeit 

Es ist eine ziemlich lange Durststrecke, die hier ins Auge gefasst wird. Aber das ist etwas 
ganz anderes als eine Dekadenz-These. Das Raunen von einem Untergang des Landes ist eine 
unfruchtbare Übung. Aber der Begriff „Wiederaufbau“ ist durchaus angebracht, wenn man an 
die materiellen und moralischen Trümmer denkt, die jetzt schon sichtbar sind. Warum sollte 
es nicht gelingen, dies Land aus diesen Trümmern herauszuarbeiten? Dennoch sollte man 
nicht gleich auf eine „Wirtschaftswunder“ hoffen. Alles, was gegenwärtig an technologischen 
Sprüngen in Aussicht gestellt wird, ist nicht seriös. Insofern gehört der Baustein „Bescheiden-
heit“ wirklich zum Fundament einer Rehabilitierung Deutschlands in der hier skizzierten vier-
ten Phase.  
Zur davor liegenden dritten Phase, in deren Mitte wir uns jetzt befinden, ist anzumerken, dass 
die Alleinherrschaft ihren Zenit schon erreicht haben könnte. Die Bemühungen, diese Herr-
schaft aufrechtzuhalten, werden schon deutlich krampfhafter. Vor allem wird diese Herrschaft 
in den kommenden Jahren von ihren Bilanzpflichten eingeholt werden: bei den Wirtschafts-
zahlen, bei den Staatsschulden, bei den Infrastrukturen von Verkehr und Energie, bei den Er-
gebnissen der schulischen Bildung, bei der Wirksamkeit ihrer „Klimarettung“. Da wird es 
spätestens im Laufe der 2030er Jahre zu manchem Offenbarungseid kommen. Auch kann man 
davon ausgehen, dass der Hype um die Digitalisierung und täglich neue weltstürzende „Inno-
vationen“ sich allmählich totläuft. Ebenso kann man erwarten, dass die Werteordnung der ge-
hobenen Mittelklasse und das Motiv des „sozialen Aufstiegs“ verblasst - und damit der Platz 
frei wird für eine neue Wertschätzung elementarerer Tätigkeiten und Fähigkeiten.  
Daraus aber folgt, dass man schon jetzt die Dinge, Fähigkeiten und Beziehungen hüten und 
pflegen sollte, die diesseits der Welt der Besserwisser und Besserverdiener liegen. Und noch 
etwas wird in dieser dritten Phase sehr wichtig sein: Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass die bröckelnde Alleinherrschaft das Land noch in einen großen Krieg schlittern lässt. Um 
das zu verhindern, sollte jede mäßigende Stimme willkommen sein. 

(Veröffentlicht in meiner Kolumne bei „Tichys Einblick online“ in den Monaten April und 
Mai 2024, ebenso bei „Die Achse des Guten“ und bei dem Online Magazin „Globkult“)  




